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Gesetz 
zur Isolierung der aus der COVID-19-Pandemie 

folgenden Belastungen in den kommunalen 
Haushalten und zur Sicherung der kommunalen 

Handlungsfähigkeit sowie zur Anpassung 
weiterer landesrechtlicher Vorschriften 

Vom 29. September 2020 

Artikel 1 

630 

Gesetz 
zur Isolierung der aus der COVID-19-Pandemie 
folgenden Belastungen der kommunalen Haus­

halte im Land Nordrhein-Westfalen 
(NKF-COVID-19-Isolierungsgesetz - NKF-CIG) 

§ 1 

Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Haushaltswirt­
schaft der Gemeinden und Gemeindeverbände, 
für die die Regelungen des Achten Teils der Ge­
meindeordnung für das Land Nordrhein-West­
falen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), die zuletzt durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 14. April 2020 (GV. 
NRW. S. 218b, ber. S. 304a) geändert worden ist, 
Anwendung finden. 

(2) Des Weiteren findet dieses Gesetz Anwen­
dung auf die wirtschaftlichen Unternehmen der 
Gemeinden ohne eigene Rechtspersönlichkeit 
gemäß § 114 sowie die eigenbetriebsähnlichen 
Einrichtungen gemäß § 107 Absatz 2 Satz 2 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein­
Westfalen, sofern diese von der Option des § 27 
der Eigenbetriebsverordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 16. November 2004 
(GV. NRW. S. 644, ber. 2005 S. 15), die zuletzt 
durch Artikel 26 des Gesetzes vom 8. Juli 2016 
(GV. NRW. S.559) geändert worden ist, Gebrauch 
machen. 

§2 

Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung 
für das Jahr 2020 

(1) Im Haushaltsjahr 2020 finden § 81 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1 und 2 der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen keine Anwen­
dung. § 81 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 der Ge­
meindeordnung für das Land Nordrhein-West­
falen findet im Haushaltsjahr 2020 keine An-

wendung, soweit Investitionen zur Bekämpfung 
der COVID-19-Pandemie erfolgen. Auf überplan­
mäßige und außerplanmäßige Aufwendungen 
und Auszahlungen findet insoweit § 83 der Ge­
meindeordnung für das Land Nordrhein-West­
falen Anwendung. Ist eine Haushaltssatzung ge­
mäß § 78 Absatz 3 Satz 2 der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen beschlossen, 
die Festsetzungen für zwei Jahre enthält, gelten 
Satz 1 und 2 ausschließlich für die das Haus­
haltsjahr 2020 betreffende Anpassung. 

(2) In den Haushaltsjahren 2020 und 2021 be­
richtet die Kämmerin oder der Kämmerer dem 
für den Beschluss über die Haushaltssatzung 
zuständigen Organ vierteljährlich über die fi­
nanzielle Lage. 

§3 

Liquiditätssicherung zur rechtzeitigen 
Leistung von Auszahlungen 

Nachtragssatzungen zur Haushaltssatzung 2020, 
welche ausschließlich die Anpassung des in der 
Ha ushal tssa tzung festgesetzten Höchstbetrages 
für die Aufnahme von Krediten zur Liquiditäts­
sicherung zum Gegenstand haben, werden vom 
jeweils zuständigen Organ beschlossen. Ein vor­
geschaltetes Verfahren zur öffentlichen Be­
kanntgabe und zur Erhebung von Einwendun­
gen findet nicht statt. Die vom jeweiligen Vertre­
tungsorgan beschlossene N achtragsatzung ist 
der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. Dies gilt auch 
dann, wenn die ursprüngliche Haushaltssatzung 
einem Genehmigungserfordernis unterlag. Die 
Nachtragsatzung darf frühestens eine Woche 
nach der Anzeige bei der Aufsichtsbehörde öf­
fentlich bekannt gemacht werden. 

§4 

Aufstellung der Haushaltssatzung 
für das Jahr 2021 

(1) Die Haushaltssatzung und der Haushalts­
plan für das Haushaltsjahr 2021 sind nach den 
Vorschriften des Achten Teils der Gemeindeord­
nung für das Land Nordrhein-Westfalen aufzu­
stellen. 

(2) Bei der Aufstellung der Haushaltssatzung 
für das Haushaltsjahr 2021 ist die Summe der 
auf das Haushaltsjahr infolge der COVID-
19-Pandemie entfallenden Haushaltsbelastung 
durch Mindererträge beziehungsweise Mehrauf­
wendungen zu prognostizieren. Hierzu ist eine 
Gegenüberstellung des im Rahmen der Aufstel­
lung der Haushaltssatzung für 2021 erstellten 
Ergebnisplans mit einer Nebenrechnung für das 
Haushaltsjahr 2021 vorzunehmen. 

(3) Die Nebenrechnung erfolgt auf der Ebene 
des Ergebnisplans. Ihr liegt die mit der Aufstel­
lung der Haushaltssatzung für das Jahr 2020 
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vorgenommene mittelfristige Ergebnis- und Fi­
nanzplanung gemäß § 84 der Gemeindeord­
nung für das Land Nordrhein für das Haus­
haltsjahr 2021, welche Haushaltsbelastungen 
aus der COVID-19-Pandemie noch nicht enthält 
und um zwischenzeitliche nicht krisenbedingte 
Veränderungen fortzuschreiben ist, zugrunde. 

(4) Ist eine Haushaltssatzung gemäß § 78 Ab­
satz 3 Satz 2 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen beschlossen, die 
Festsetzungen für die Haushaltsjahre 2019 und 
2020 enthält, ist die dortige mittelfristige Fi­
nanzplanung für das Haushaltsjahr 2021 bei der 
Aufstellung der Nebenrechnung zugrunde zu 
legen. Ist eine Haushaltssatzung gemäß § 78 
Absatz 3 Satz 2 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen beschlossen, die 
Festsetzungen für die Haushaltsjahre 2020 und 
2021 enthält, und wird für das Haushaltsjahr 
2021 eine Nachtragssatzung beschlossen, ist der 
der ursprünglich beschlossenen Haushaltssat­
zung für das Haushaltsjahr 2021 anliegende Teil 
des Ergebnisplans dem Entwurf des Ergebnis­
plans der Nachtragssatzung für das Haushalts­
jahr 2021 gegenüberzustellen. 

(5) Die gemäß den Absätzen 2 bis 4 prognosti­
zierte Haushaltsbelastung ist als außerordentli­
cher Ertrag in den Ergebnisplan aufzunehmen. 
Dies ist im Vorbericht zum Haushaltsplan zu er­
läutern. Die Nebenrechnung ist dem Vorbericht 
als Anlage beizufügen. 

(6) Abweichend von § 80 Absatz 5 Satz 2 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein­
Westfalen darf die Anzeige der Haushaltssat­
zung für das Jahr 2021 spätestens bis zum 
1. März 2021 erfolgen. Abweichend von § 6 Ab­
satz 3 des Stärkungspaktgesetzes vom 9. De­
zember 2011 (GV. NRW. S. 662), das zuletzt 
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 14. April 2020 
(GV. NRW. S. 218b) geändert worden ist, ist der 
Haushaltssanierungsplan für das Haushaltsjahr 
2021 spätestens am 1. März 2021 der Bezirksre­
gierung vorzulegen. 

(7) Wird von der Regelung nach Absatz 6 Ge­
brauch gemacht und reichen die Finanzmittel 
für die Fortsetzung der Bauten, der Beschaf­
fungen und der sonstigen Leistungen des Fi­
nanzplans nach § 82 Absatz 1 Nummer 1 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein­
Westfalen nicht aus, so darf die Gemeinde ab­
weichend von § 82 Absatz 2 der Gemeindeord­
nung für das Land Nordrhein-Westfalen Kredite 
für Investitionen bis zur Hälfte des Gesamt­
betrages der in der Haushaltssatzung des Vor­
jahres festgesetzten Kredite aufnehmen. Diebe­
absichtigte Aufnahme dieser Kredite ist der 
Aufsichtsbehörde unverzüglich zur Genehmi­
gung vorzulegen und von dieser unter dem 
Gesichtspunkt einer geordneten Haushaltswirt­
schaft zu prüfen. Die Vorlage einer nach Dring­
lichkeit geordneten Aufstellung der vorgesehe-

nen unaufschiebbaren Investitionen ist entbehr­
lich. Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn die 
Aufsichtsbehörde nicht innerhalb von 14 Tagen 
nach Eingang des Antrags eine andere Entschei­
dung trifft. Die Genehmigung kann unter Be­
dingungen und mit Auflagen erteilt werden. Sie 
ist in der Regel zu versagen, wenn die Kredit­
verpflichtungen mit der dauernden Leistungs­
fähigkeit der Gemeinde nicht in Einklang ste­
hen. Die übrigen Bestimmungen der Gemeinde­
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
bleiben unberührt. 

§5 

Jahresabschluss 2020 

(1) Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses 
für das Haushaltsjahr 2020 finden die Vorschrif­
ten des Achten Teils der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen Anwendung. 

(2) Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses 
für das Haushaltsjahr 2020 ist die Summe der 
Haushaltsbelastung infolge der COVID-19-Pan­
demie durch Mindererträge beziehungsweise 
Mehraufwendungen zu ermitteln. 

(3) Für den Jahresabschluss 2020 erfolgt diese 
Ermittlung durch eine gesonderte Erfassung der 
konkreten Belastungen des beschlossenen Haus­
haltes 2020. Soweit die Haushaltsbelastungen 
nicht oder nicht in vollem Umfang konkret er­
mittelt werden können, ist hilfsweise eine Ne­
benrechnung _vorzunehmen. Hierzu erfolgt eine 
Gegenüberstellung der entsprechenden Teile der 
Ergebnisplanung des Haushaltsjahres 2020, für 
welche die Haushaltsbelastung nicht oder nicht 
im vollen Umfang ermittelt werden konnte, mit 
dem korrespondierenden Entwurf der Ergebnis­
rechnung für 2020. Ist im Haushaltsjahr 2020 
eine Änderung der ursprünglich beschlossenen 
Ergebnisplanung durch eine Nachtragssatzung 
vorgenommen worden, ist die Ergebnisplanung 
in Gestalt der Nachtragssatzung der Neben­
rechnung nach Satz 2 und 3 zugrunde zu legen. 

(4) Die gemäß der Absätze 2 und 3 ermittelte 
Summe der Haushaltsbelastung ist als außeror­
dentlicher Ertrag im Rahmen der Abschlussbu­
chungen in die Ergebnisrechnung einzustellen 
und bilanziell gemäß § 6 gesondert zu aktivie­
ren. Dies ist im Anhang zum Jahresabschluss zu 
erläutern. 

(5) Im Anhang zum Jahresabschluss ist die 
Summe der auf die COVID-19-Pandemie entfal­
lenden Verbindlichkeiten aus Krediten zur Li­
quiditätssicherung zu ermitteln und zu erläu­
tern. Hierzu sind die bilanzierten Verbindlich­
keiten aus Krediten zur Liquiditätssicherung 
auf den auf die COVID-19-Pandemie entfallen­
den Anteil, der höchstens dem Bilanzwert der 
Bilanzierungshilfe nach § 6 entspricht, und dem 
verbleibenden Anteil aufzuteilen. Der nach 
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Satz 2 ermittelte, auf die COVID-19-Pandemie 
entfallende, Anteil der Verbindlichkeiten aus 
Krediten zur Liquiditätssicherung kann über ei­
nen Zeitraum von 50 Jahren, längstens aber 
über die Abschreibungsdauer der mit § 6 bilan­
zierten Aktivierungshilfe zurückgeführt werden. 

§6 

Behandlung der Bilanzierungshilfe 
in den Haushaltsjahren nach 2021 

(1) Die mit dem Jahresabschluss 2020 erstmalig 
anzusetzende Bilanzierungshilfe ist beginnend 
im Haushaltsjahr 2025 linear über längstens 50 
Jahre erfolgswirksam abzuschreiben. 

(2) Den Gemeinden und Gemeindeverbänden 
sowie den weiteren in den Anwendungsbereich 
nach § 1 Absatz 2 einbezogenen Betrieben und 
Einrichtungen steht im Jahr 2024 für die Auf­
stellung der Haushaltssatzung 2025 das einma­
lig auszuübende Recht zu, die Bilanzierungs­
hilfe ganz oder in Anteilen gegen das Eigen­
kapital erfolgsneutral auszubuchen. Über die 
Entscheidung ist ein Beschluss des zuständigen 
Organs für den Beschluss über die Haushalts­
satzung herbeizuführen. Eine Überschuldung 
darf dadurch weder eintreten noch eine bereits 
bestehende Überschuldung erhöht werden. 

(3) Außerplanmäßige Abschreibungen sind zu­
lässig, soweit sie mit der dauernden Leistungs­
fähigkeit der Gemeinde in Einklang stehen. 

§7 
Ausführung des Gesetzes 

(1) Das für Kommunales zuständige Ministe­
rium wird ermächtigt, die zur Durchführung 
dieses Gesetzes erforderliche Rechtsverordnung 
sowie die erforderlichen Verwaltungsvorschrif­
ten und Muster zu erlassen. 

(2) Soweit zur Durchführung dieses Gesetzes 
erforderlich, können auch in den auf der Grund­
lage des § 133 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen erlassenen Rechts­
verordnungen und Verwaltungsvorschriften er­
gänzende Regelungen getroffen und Muster be­
kannt gegeben werden. 

(3) Die Landesregierung berichtet dem für 
Kommunales zuständigen Ausschuss des Land­
tags jährlich über die Auswirkungen dieses Ge­
setzes. 

§8 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung 
in Kraft. § 2 Absatz 1 und § 3 treten am 31. De­
zember 2020, § 2 Absatz 2 tritt am 31. Dezem­
ber 2021 außer Kraft. 

602 

Artikel 2 

Gesetz 
zur Gewährung von Sonderhilfen 

an die am Stärkungspakt 
teilnehmenden Gemeinden 

(Sonderhilfengesetz Stärkungspakt) 

§ 1 

Sonderhilfen für am Stärkungspakt 
teilnehmende Kommunen im Jahr 2020 

(1) Im Jahr 2020 stellt das Land Nordrhein­
Westfalen den am Stärkungspakt teilnehmen­
den Gemeinden Sonderhilfen im Gesamtvolu­
men von 342 000 000 Euro zur Unterstützung 
des Haushaltsausgleichs im Zuge der Auswir­
kungen der COVID-19-Pandemie zur Verfü­
gung. Mit diesen Finanzmitteln werden die 
Stärkungspaktgemeinden bei der Erfüllung 
der ihnen nach dem Stärkungspaktgesetz ob­
liegenden Pflichten unterstützt. 

(2) Diese Mittel werden den gemäß §§ 3, 4 und 
12 des Stärkungspaktgesetzes vom 9. Dezember 
2011 (GV. NRW. S. 662), das zuletzt durch Arti­
kel 9 des Gesetzes vom 4. April 2020 (GV. NRW. 
S. 218b) geändert worden ist, am Stärkungspakt 
teilnehmenden Gemeinden zur Verfügung ge­
stellt. 

(3) Die erhaltenen Sonderhilfen nach diesem 
Gesetz sind im Anhang zum Jahresabschluss 
2020 zu erläutern. 

§ 2 

Finanzierung der Sonderhilfen 

(1) Zur Finanzierung der Sonderhilfen werden 
die Mittel verwendet, welche die am Stärkungs­
pakt teilnehmenden Gemeinden nach ihren bis­
herigen Fortschreibungen der Haushaltssanie­
rungspläne für den Haushaltsausgleich nicht 
mehr benötigt hätten. 

(2) Abweichend von § 6 des Stärkungspakt­
fondsgesetzes vom 28. November 2012 (GV. 
NRW. S. 577), das zuletzt durch Artikel 17 des 
Gesetzes vom 23. Januar 2018 (GV. NRW. 
S. 90) geändert worden ist, dürfen die Mittel 
des Stärkungspaktfonds auch zur Gewährung 
der Sonderhilfen nach diesem Gesetz verwen­
det werden. 

§3 

Höhe, Auszahlung und Verwendung der Sonder-
hilfen 

(1) Für jede am Stärkungspakt teilnehmende 
Gemeinde wird ein Betrag von 750 000 Euro als 
Grundbetrag gewährt. 
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(2) Über Absatz 1 hinaus ergibt sich der Anteil 
der am Stärkungspakt teilnehmenden Gemein­
den an den gemäß Absatz 1 verminderten Fi­
nanzmittel aus dem Verteilmaßstab der bisher 
gezahlten Konsolidierungshilfen, die gemäß § 5 
Absatz 1 und 2 sowie § 12 Absatz 4 des Stär­
kungspaktgesetzes geleistet werden. Um die 
Sonderhilfe zu berechnen, wurden die festge­
setzten Konsolidierungshilfebeträge addiert, 
welche die gemäß §§ 3 und 4 des Stärkungs­
paktgesetzes teilnehmenden Gemeinden im Jahr 
2016 und die nach§ 12 des Stärkungspaktgeset­
zes teilnehmenden Gemeinden im Jahr 2017 er­
halten haben. Anschließend wurde für jede ein­
zelne Gemeinde der Anteil an diesem Summen­
wert der Konsolidierungshilfebeträge ermittelt 
und das Gesamtvolumen der Sonderhilfen auf 
der Grundlage dieses Anteilswertes auf die ein­
zelnen Stärkungspaktgemeinden verteilt. Die 
Höhe der Sonderhilfen, die jede einzelne Ge­
meinde auf der Grundlage dieses Gesetzes er­
hält, ergibt sich aus der Anlage zu diesem Ge­
setz. 

(3) Die Auszahlung der nach den Absätzen 1 
und 2 ermittelten Sonderhilfen erfolgt nach In­
krafttreten dieses Gesetzes. 

(4) § 5 Absatz 4 Satz 1 des Stärkungspaktgeset­
zes bleibt unberührt. 

§4 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung 
in Kraft und am 31. Dezember 2020 außer Kraft. 

Artikel 3 

2023 

Änderung der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen 

Die Gemeindeordnung für das Land Nordrhein­
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), die zuletzt 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14. April 2020 
(GV. NRW. S. 218b, ber. S. 304a) geändert wor­
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 60 wird wie folgt neu ge­
fasst: 

,,§ 60 Eil- und Dringlichkeitsentscheidun­
gen" 

b) Nach der Angabe zu § 96 wird die fol­
gende Angabe eingefügt: 

,,§ 96a Abweichungsbefugnis in besonde­
ren Ausnahmefällen" 

2. In § 36 Absatz 5 Satz 2 werden nach der An­
gabe „Satz 1" die Wörter „und Absatz 2" ein­
gefügt. 

3. § 60 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 60 

Eil- und Dringlichkeitsentscheidungen 

(1) Der Hauptausschuss entscheidet in Ange­
legenheiten, die der Beschlussfassung des Ra­
tes unterliegen, falls eine Einberufung des 
Rates nicht rechtzeitig möglich ist (Eilent­
scheidung). Ist auch die Einberufung des 
Hauptausschusses nicht rechtzeitig möglich 
und kann die Entscheidung nicht aufgescho­
ben werden, weil sonst erhebliche Nach teile 
oder Gefahren entstehen können, kann die 
Bürgermeisterin oder der Bürgermeister und 
im Falle ihrer oder seiner Verhinderung die 
allgemeine Vertreterin oder der allgemeine 
Vertreter mit einem Ratsmitglied entscheiden 
(Dringlichkeitsentscheidung). Die nach Satz 1 
oder nach Satz 2 getroffenen Entscheidungen 
sind dem Rat in der nächsten Sitzung zur Ge­
nehmigung vorzulegen. Er kann die Entschei­
dungen aufheben, soweit nicht schon Rechte 
anderer durch die Ausführung des Beschlus­
ses entstanden sind. 

(2) Der Hauptausschuss entscheidet ferner in 
Angelegenheiten, die der Beschlussfassung 
des Rates unterliegen, wenn und solange nach 
§ 11 des Infektionsschutz- und Befugnisge­
setzes vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b) 
eine epidemische Lage von landesweiter 
Tragweite festgestellt ist und wenn zwei Drit­
tel der Mitglieder des Rates einer Delegie­
rung an den Hauptausschuss zugestimmt ha­
ben. Die Stimmabgaben können in Textform 
erfolgen. 

(3) Ist die Einberufung eines Ausschusses, 
dem eine Angelegenheit zur Entscheidung 
übertragen ist, nicht rechtzeitig möglich, 
kann die Bürgermeisterin oder der Bürger­
meister und im Falle ihrer oder seiner Ver­
hinderung die allgemeine Vertreterin oder 
der allgemeine Vertreter mit der oder dem 
Ausschussvorsitzenden oder einem anderen 
dem Ausschuss angehörenden Ratsmitglied 
entscheiden. Die Entscheidung ist dem Aus­
schuss in der nächsten Sitzung zur Geneh­
migung vorzulegen. Absatz 1 Satz 4 gilt ent­
sprechend." 

4. In § 62 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter 
„Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz l" durch die 
Wörter „Absatz 1 Satz 2 und Absatz 3 Satz 1" 
ersetzt. 

5. Nach§ 96 wird folgender§ 96a eingefügt: 

,,§ 96a 

Abweichungsbefugnis in 
besonderen Ausnahmefällen 
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Das für Kommunales zuständige Ministe­
rium wird ermächtigt, in Ausnahmefällen 
wie Katastrophen, einer epidemischen Lage 
von landesweiter Tragweite oder eines au­
ßergewöhnlichen Notstandes nach Artikel 
115 des Grundgesetzes durch Rechtsverord­
nung, die mit Zustimmung des Landtags er­
lassen wird, Abweichendes zum Achten Teil 
dieses Gesetzes zu regeln." 

6. In § 108b Absatz 1 wird die Angabe „2020" 
durch die Angabe „2025" ersetzt. 

7. In§ 134 Satz 2 wird die Angabe „2021" durch 
die Angabe „2026" ersetzt. 

Artikel 4 

2021 

Änderung der Kreisordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen 

Die Kreisordnung für das Land Nordrhein­
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 646), die zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 14. April 2020 
(GV. NRW. S. 218b) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. In§ 26 Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe „und 
k" durch die Angabe „bis l" ersetzt. 

2. In § 39 Absatz 4 wird die Angabe „Abs. 1 
bis 3" durch die Wörter „Absatz 1 bis 4" er­
setzt. 

3. § 50 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird durch die folgenden Ab­
sätze 3 und 4 ersetzt: 

,,(3) Der Kreisausschuss entscheidet in 
allen Angelegenheiten, die der Beschluss­
fassung des Kreistags unterliegen, falls 
eine Einberufung des Kreistags nicht 
rechtzeitig möglich ist (Eilentscheidung). 
Ist die Einberufung des Kreisausschusses 
nicht rechtzeitig möglich und kann die 
Entscheidung nicht aufgeschoben wer­
den, weil sonst erhebliche Nachteile oder 
Gefahren entstehen können, kann die 
Landrätin oder der Landrat und im Falle 
ihrer oder seiner Verhinderung die allge­
meine Vertreterin oder der allgemeine Ver­
treter mit einem Kreisausschussmitglied 
entscheiden (Dringlichkeitsentscheidung). 
Die nach Satz 1 oder nach Satz 2 getrof­
fenen Entscheidungen sind dem Kreistag 
in der nächsten Sitzung zur Genehmi­
gung vorzulegen. Er kann die Entschei­
dungen aufheben, soweit nicht schon 
Rechte anderer durch die Ausführung des 
Beschlusses entstanden sind. 

(4) Der Kreisausschuss entscheidet ferner 
in allen Angelegenheiten, die der Be­
schlussfassung des Kreistags unterliegen, 

wenn und solange nach § 11 des Infekti­
onsschutz- und Befugnisgesetzes vom 14. 
April 2020 (GV. NRW. S. 218b) eine epide­
mische Lage von landesweiter Tragweite 
festgestellt ist und wenn zwei Drittel der 
Mitglieder des Kreistags einer Delegierung 
an den Kreisausschuss zugestimmt haben. 
Die Stimmabgaben können in Textform 
erfolgen." 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

Artikel 5 

2022 

Änderung der Landschaftsverbandsordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen 

In § 11 Absatz 5 Satz 2 der Landschaftsver­
bandsordnung für das Land Nordrhein-West­
falen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), die zuletzt 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 14. April 2020 
(GV. NRW. S. 218b) geändert worden ist, werden 
die Wörter „erfolgen in Textform" durch die 
Wörter „können in Textform erfolgen" ersetzt. 

Artikel 6 

2021 

Änderung des Gesetzes 
über den Regionalverband Ruhr 

In § 13 Absatz 5 Satz 2 des Gesetzes über den 
Regionalverband Ruhr in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 3. Februar 2004 (GV. NRW. 
S. 96), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes 
vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b) geändert 
worden ist, werden die Wörter „erfolgen in Text­
form" durch die Wörter „können in Textform er­
folgen" ersetzt. 

Artikel 7 

201 

Änderung des Gesetzes 
zur Umsetzung des Kommunalinvestitions­
förderungsgesetzes in Nordrhein-Westfalen 

Das Gesetz zur Umsetzung des Kommunalinves­
titionsförderungsgesetzes in Nordrhein-West­
falen vom 1. Oktober 2015 (GV. NRW. S. 672), 
das durch Gesetz vom 8. Januar 2018 (GV. NRW. 
S. 16) geändert worden ist, wird wie folgt ge­
ändert: 

1. In § 1 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „7 
des Gesetzes vom 14. August 2017 (BGBl. I 
S. 3122)" durch die Wörter „2b des Gesetzes 
vom 15. April 2020 (BGBl. I S. 811)" ersetzt. 

2. In § 2 Satz 1 werden die Wörter „2 des Geset­
zes vom 15. Juli 2013 (BGBl. I S. 2395)" durch 
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die Wörter „3 des Gesetzes vom 9. Dezem­
ber 2019 (BGBL I S. 2053)" ersetzt. 

3. In § 5 Satz 3 werden die Wörter „die zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 
2015 (GV. NRW. S. 496) geändert worden ist," 
durch die Wörter „in der jeweils geltenden 
Fassung" und die Wörter „die zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Dezem­
ber 2013 (GV. NRW. S. 878) geändert worden 
ist," durch die Wörter „in der jeweils gelten­
den Fassung" ersetzt. 

4. In § 12 Satz 3 werden die Wörter „in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW. S. 666), die zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 15. November 2016 (GV. 
NRW. S. 966) geändert worden ist," und die 
Wörter „in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 646), die zu­
letzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. No­
vember 2016 (GV. NRW. S. 966) geändert wor­
den ist," gestrichen. 

5. In§ 17 wird die Angabe „2024" durch die An­
gabe „2025" ersetzt. 

Artikel 8 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 
am Tag nach der Verkündung in Kraft. Artikel 3 
Nummer 6 tritt am 1. November 2020 in Kraft. 

Düsseldorf, 29. September 2020 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Armin L a s c h e t 

Der Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration 

Dr. Joachim St am p 

Der Minister der Finanzen 

Lutz L i e n e n k ä m p e r 

Der Minister des Innern 

Herbert R e u 1 

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie 

Prof. Dr. Andreas P i n k w a r t 

Der Minister für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales 

Karl-Josef L a u m a n n 

Die Ministerin für Schule und Bildung 

Yvonne G e b a u e r 

Der Minister der Justiz 

Peter B i e s e n b a c h 

Der Minister für Verkehr 

Zugleich für die Ministerin für Heimat, 
Kommunales, Bau und Gleichstellung 

Hendrik W ü s t 

Die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz 

Zugleich für den Minister für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie Internationales 

Ursula H e i n e n - E s s e r 

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft 

Isabel P f e i f f e r - P o e n s g e n 
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Anlage 
Sonderhilfen gemäß § 3 Sonderhilfengesetz Stärkungspakt 

Gesamtbetrag der 
Sonderhllf8n gemlß § 3 

StArkoogspaktst Geblalak6rperac Sonderhllr9ngea 
Stirkungapakt 

Euro 
Aldenhoven 1.097.175 
Altena, Stadt 1.674.484 
Arnsben:i, Stadt 4.428.453 
Beraneustadt Stadt 1.428.882 
Castrop-Rauxel, Stadt 6.393.386 
Datteln, Stadt 2.632.564 
Dorsten, Stadt 3.884.883 
Duisbura, krfr. Stadt 23.711.269 
Haaen, krfr. Stadt 16.342.197 
Hamm, krfr. Stadt 8.876.673 
Hattinaen, Stadt 2.849.143 
Kürten 1.238.431 
Marienheide 1.219.545 
Marl, Stadt 4.859.372 
Menden /Sauerland), Stadt 2.207.243 

Stufe 1 
Minden, Stadt 3.497.216 
Nachradt-Wiblinawerde 976.180 

(Teilnahme gemäß § 3 Nideaaen, Stadt 1.070.822 
Stärkungspaktgesetz) 

Oberhausen. krfr. Stadt 23.589.933 
Oer-Erkenschwick, Stadt 2.343.012 
Porta Westfalica, Stadt 2.001.314 
Remscheid, krfr. Stadt 8.413.427 
Schwelm, Stadt 2.139.794 
Schwerte, Stadt 2.906.065 
Selm, Stadt 2.233.520 
Sprockhövel, Stadt 1.209.406 
Stolben:i CRhld. l, Stadt 2.871.508 
Ubach-Palenben:i, Stadt 1.476.069 
Waltrop, Stadt 2.160.415 
Welver 964.808 
Wert, Stadt 1.635.750 
Witten, Stadt 3.853.835 
WunnArtal, krfr. Stadt 26.750.919 
Würselen, Stadt 2.038.531 
Bönen 1.519.997 
Bonrnn, krfr. Stadt 5.709.145 
Burscheid, Stadt 1.289.974 
Enaelskirchen 1.220.042 
Essen, krfr. Stadt 39.805.431 
Gelsenkirchen, krfr. Stadt 13.720.849 
Gladbeck, Stadt 4.762.052 
Gummersbach, Stadt 1.829.044 
Haltern am See. Stadt 2.531.220 
Halver, Stadt 1.234.083 
Herne, krfr. Stadt 8.317.915 
Herten, Stadt 5.657.474 

Stufe 2 Korschenbroich, Stadt 1.482.417 
(Teilnahme gemäß§ 4 Leverkusen, krfr. Stadt 5.540.833 
Stärkungspaktgesetz) Löhne, Stadt 1.823.904 

Marsberg, Stadt 1.233.024 
Moers, Stadt 5.163.076 
Mönchengladbach, krfr. Stadt 18.365.346 
Monschau, Stadt 1.265.074 
Neunkirchen-Seelscheid 1.340.007 
Nörvenich 1.024.960 
Nümbrecht 1.318.247 
Recklinahausen, Stadt 6.717.773 
Solinaen krfr. Stadt 10.251.250 
Velbert, Stadt 2.865.520 
Werdohl, Stadt 1.474.044 
Windeck 1.283.856 

Stufe 3 Alsdorf, Stadt 2.812.955 
(Teilnahme gemäß§ 12 Leer 947.903 
Stärkungspaktgesetz) Mülheim an der Ruhr, krfr. Stadt 14.516.361 

- GV. NRW. 2020 S. 916 
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